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Kreisstadt Siegburg                           Anlage 1  
 
 

Gremium: Planungsausschuss  
Sitzung am:  07.06.2021 
 
 

 

 
Bebauungsplan Nr. 73/5  
Bereich nördlich des Schwarzdornweges im Stadtteil Kaldauen 
 

 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung 
mit Beschlussentwurf 
 
 
1. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB sind keine abwägungsrelevanten 
Stellungnahmen eingegangen: 
 

 
2. Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
2.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser 
2.2 Flughafen Köln/Bonn GmbH 
2.3 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, 
 Fachbereich 01.3 
 
 

3. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde eine abwägungsrelevante 
Stellungnahme abgegeben. 
 

3.1 Architekturbüro NRA, im Auftrag des Vorhabenträgers 
 

 
4. Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
4.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser 
4.2 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, 
 Fachbereich 01.3 
4.3 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 - Luftverkehr 
4.4 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis 
 

 
 
Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
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2.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser   mit E-Mail vom 04.12.2019 
 
 
 

(…) 

 

In der zur Zeit im Bau befindlichen Erschließungsstraße „Schwarzdornweg“ werden auch öffentliche 

Schmutz- und Regenwasserkanäle verlegt. Das auf den Grundstücken anfallende Abwasser soll über 

diese Leitungen entsorgt werden.  

 

Dies gilt auch für das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser.  Dieses ist ebenso über 

den öffentlichen Regenwasserkanal zu entsorgen. Einer Versickerung des Niederschlagswassers vor 

Ort, bzw. einer Einleitung in den angrenzenden Graben, wird von hier aus nicht zugestimmt 

(entgegen Punkt 8.1 der Begründung zum B-Plan). 

 

Freundliche Grüße 

i. V. Michael Bierbaum 

 

STADTBETRIEBE SIEGBURG AöR 

- ein Kommunalunternehmen der KREISSTADT SIEGBURG - 

Fachbereich Abwasser 

Wilhelmstraße 59-61 

53721 Siegburg  

 
 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Stellungnahme des Fachbereichs Abwasser bezieht sich auf den Text im Vorentwurf der 
Planbegründung (Stand: November 2019) zur Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung.  
„Im Verlauf des weiteren Verfahrens wird über ein hydrogeologisches Gutachten die Möglichkeit zur 
Versickerung des anfallenden Niederschlagwassers geprüft.  
Östlich an das Plangebiet angrenzend, verläuft in Nord-Süd-Richtung ein Entwässerungsgraben, der 
Oberflächenabflüsse und Quellwasser in südlicher Richtung ableitet. Eventuell kann im Plangebiet 
anfallendes Niederschlagwasser auch in diesen, teils verrohrten, Entwässerungsgraben eingeleitet 
werden.“  
 
Der Anregung entsprechend wird in die fortgeschriebene Planbegründung statt des v.g. Textes 
folgender Hinweis aufgenommen: 
 
Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung: 
Das anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser ist in die Kanalleitungen (Trennsystem) im Bereich 
des Schwarzdornweges einzuleiten. Es besteht Anschlusszwang.  
Die Leitungen sind ausreichend dimensioniert. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
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2.2 Flughafen Köln/Bonn GmbH mit Schreiben vom 12.12.2019 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zu 1. -  Lage des Plangebietes im Nachtschutzgebiet und der LAI-Planungszone 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Unter § 5 – Bauverbote – des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) ist folgendes 
geregelt. 
(1) In einem Lärmschutzbereich dürfen Krankenhäuser, Altenheime, Erholungsheime und ähnliche in 
gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen nicht errichtet werden. In den Tag-Schutzzonen des 
Lärmschutzbereichs gilt Gleiches für Schulen, Kindergärten und ähnliche in gleichem Maße 
schutzbedürftige Einrichtungen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann Ausnahmen zulassen, 
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wenn dies zur Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Einrichtungen oder sonst im öffentlichen 
Interesse dringend geboten ist. 
(2) In der Tag-Schutzzone 1 und in der Nacht-Schutzzone dürfen Wohnungen nicht errichtet werden. 
(3) Das Verbot nach Absatz 2 gilt nicht für die Errichtung von 

(…) 
6. Wohnungen im Geltungsbereich eines nach der Festsetzung des Lärmschutzbereichs bekannt 
gemachten Bebauungsplans, wenn dieser der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung oder dem 
Umbau von vorhandenen Ortsteilen mit Wohnbebauung dient. 
(…) 

(4) Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 gelten nicht für bauliche Anlagen, für die vor der Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs eine Baugenehmigung erteilt worden ist, sowie für nichtgenehmigungsbedürftige 
bauliche Anlagen, mit deren Errichtung nach Maßgabe des Bauordnungsrechts vor der Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs hätte begonnen werden dürfen. 
 
Unter Bezugnahme auf die Ausnahmeregelung unter § 5 Abs. 3 Nr. 6 FluLärmG wird der 
Anregung, von der geplanten Bebauung abzusehen, nicht gefolgt. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die vorhandenen Geräuschimmissionen 
(Straßenverkehrslärm, Fluglärm und Sportplatzgeräusche) untersucht. 
Das Untersuchungsergebnis wurde in einem schalltechnischen Gutachten dokumentiert. 
In die Bebauungsplanunterlagen wurden Hinweise zum Thema Fluglärm aufgenommen und 
passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. 

 
 
Zu 2. -  Festsetzungen zum Schallschutz 
 

Der Anregung folgend, wurden im Textteil des Bebauungsplanes Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt und der Hinweis zum Thema Fluglärm aktualisiert.  
 
 

Zu 3. -  Vermeidung zukünftiger Nutzungskonflikte 
 

Im Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung anstelle des ursprünglich geplanten Reinen 
Wohngebietes gem. § 3 BauNVO ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt.  
 
Der Anregung folgend, sollen im Plangebiet „Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke“ 
nur ausnahmsweise zulässig sein, unter der Bedingung, dass es sich nicht um Anlagen für 
soziale und gesundheitliche Zwecke handelt, die unter das Bauverbot gem. § 5 Abs. 1 des 
Fluglärmgesetzes (FluglärmG) fallen. Hierzu zählen Krankenhäuser, Altenheime, 
Erholungsheime und ähnliche in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen.  
 
Das Thema wird in der Planbegründung behandelt.   
 
 

Zu 4. -  Lage des Plangebietes im Bauschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn  
 

Bedingt durch die Festsetzung, dass im Plangebiet Firsthöhen von 88,05 Meter über 
Normalhöhennull (NHN) bzw. 88,80 Meter über NHN nicht überschritten werden dürfen, ist ein 
Konflikt in Bezug auf die im Bauschutzbereich festgelegte maximale Höhe von Baukörpern 
ausgeschlossen. Der Anregung folgend, wurde die Luftverkehrsbehörde (Bezirksregierung 
Düsseldorf) im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs dennoch beteiligt.  

 
Mit E-Mail vom 04.05.2021 hat die Bezirksregierung Düsseldorf mitgeteilt, dass gegen die 
Planung keine Bedenken bestehen. Die Stellungnahme wird unter Punkt 4.3 behandelt. 
 
 

 
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
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2.3 Rhein-Sieg-Kreis mit Schreiben vom 18.12.2019 
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Anlage: historischer Lageplan 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zum Thema „Erneuerbare Energien“ 
 
Im Plangebiet ist der Einsatz von erneuerbaren Energien vorgesehen. Das Thema wird in der 
Planbegründung, Teil I und Teil II (Umweltbericht) behandelt.  
 
Auszug aus der Planbegründung, Teil I: 
 
Einsatz erneuerbarer Energien 
Die Nutzung regenerativer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie sind bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB zu berücksichtigen. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sollen erneuerbare Energien zur dezentralen Erzeugung von 
Wärme und Strom genutzt, sowie mit Energie- und Wasservorräten schonend umgegangen werden. 
Durch Ausrichtung der Dachflächen nach Südwesten wird die Möglichkeit geschaffen, solare Energie 
zu nutzen. Alternativ ist der Einsatz von Geothermie geplant.   
Gem. Solardachkataster des Rhein-Sieg-Kreises ist im Plangebiet ein solar-energetisches 
Flächenpotenzial zwischen 1006 und 1021 kwh/qm/Jahr vorhanden. 
 
Im Textteil des Bebauungsplanes ist ein gleichlautender Hinweis enthalten. 
 
 
Zum Thema „Anpassung an den Klimawandel“ 
 
Gem. § 2 Abs. 4 BauGB wurde eine Umweltprüfung durchgeführt sowie ein Umweltbericht erstellt. 
Geprüft wurde, welche erheblichen Umweltauswirkungen sich unmittelbar aus der Neuaufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 73/5 ergeben können und welche erheblichen Einwirkungen im Geltungsbereich 
aus der Umgebung zu erwarten sind.    
Der Entfall von Grünfläche im Bereich der zukünftigen Wohnbebauung wurde in einem 
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag ermittelt. 
 
Im Plangebiet sollen vorhandene Bäume außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen erhalten 
werden. Auf Grundlage der v.g. Fachbeitrags werden im Bebauungsplan außerdem folgende 
Begrünungsmaßnahmen festgesetzt:  
• Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten (G1).  
• Für den Verlust von 3 Obstbäumen sind innerhalb des Plangebietes 3 neue Obstbaumhochstämme 

zu pflanzen (G2).  
• Garagen-/Carportdächer sind extensiv zu begrünen (G3). 
 
Ein oberflächiger Abfluss von Niederschlagswasser in Richtung des angrenzenden Grabens ist nicht 
vorgesehen. Das im Plangebiet anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser ist in die Kanalleitungen 
(Trennsystem) im Bereich des Schwarzdornweges einzuleiten. Es besteht Anschlusszwang. 
 
 
Zum Thema „Altlasten“ 
 
Für das Plangebiet wurde ein Baugrundgutachten erstellt und eine Altlastenuntersuchung durchgeführt. 
Die daraus resultierenden Ergebnisse werden mit dem Amt für Umwelt und Naturschutz des Rhein-
Sieg-Kreises abgestimmt.  
 
Das Thema wird in der Planbegründung, Teil I und Teil II (Umweltbericht) und dem 
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag behandelt. In den Textteil des Bebauungsplanes wurde 
nachfolgender Hinweis aufgenommen. Die Untersuchungsberichte sind der Planbegründung als Anlage 
beigefügt.  
 
Auszug aus dem Textteil des Bebauungsplanes: 
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Im Bereich des Plangebietes ist im Altlasten- und Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises eine 
Altablagerungshinweisfläche nachrichtlich erfasst. Die Fläche wurde durch Luftbildinterpretation und 
Auswertung historischer Karten ermittelt. In der DGK-5 von 1966 sind mehrere Fischteiche zu erkennen. 
 
Im Rahmen einer geotechnischen Untersuchung im Jahr 2020 wurden auf dem gesamten 
Untersuchungsgelände Auffüllungen mit Mutterboden und Sand sowie in Teilbereichen 
Fremdmaterialen (Ziegelbruch, Mörtel, Plastik, Braunkohlen) gefunden. Im Ergebnisbericht der 
nutzungsspezifischen Altlastenuntersuchung wurden Auffüllungsmächtigkeiten der Altablagerungen 
zwischen 0,45 m und 3,85 m festgestellt.  
Eine Bebauung des Grundstücks ist mit einem gründungstechnischen Mehraufwand möglich. Das 
Grundstück steht entsprechend der Untersuchungsergebnisse auch für die sensible Nutzung als 
Kinderspielfläche zur Verfügung. Gefährliche Schadstoffgehalte wurden bei den Bodenluft-
Untersuchungen nicht festgestellt.  
Gem. Empfehlung des Gutachters ist eine fachtechnische Überwachung der belasteten Böden und eine 
fachgerechte Entsorgung auf eine Deponie vorzunehmen, um eine Verlagerung der 
schadstoffbelasteten Materialien in die Umgebung zu verhindern.  
Die Untersuchungsberichte sind der Planbegründung als Anlage beigefügt.  
 
Alle Maßnahmen in Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem Rhein-Sieg-
Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz abzustimmen.      
 
 
 
Zum Thema „Bodenschutz“ 
 
Auszug aus dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag (Anlage zur Planbegründung): 
 
Bodenfunktion 
 
Aufgrund der besonderen Bedeutung der Böden im Naturhaushalt werden für erhebliche Eingriffe in den 
Boden besondere und zusätzliche Ausgleichsforderungen gestellt. Für die Ermittlung des Eingriffs in 
das Bodenpotenzial wird das Bodenbewertungsverfahren Modell „Oberberg“ (Untere 
Bodenschutzbehörde Oberbergischer Kreis & Amt für Planung, Mobilität und Regionale-Projekte 
Oberbergischer Kreis 2018) zugrunde gelegt. 
 
Die Böden der Kategorie I sind bei dieser Beanspruchung im Verhältnis 1:0,5 zu kompensieren, Böden 
der Kategorie II sind im Verhältnis 1:1 bei Versiegelung und Überbauung zu kompensieren. Bzgl. des 
Wirkfaktors „Bodenumlagerung“ sind die Faktoren 0,3 (Böden der Kategorie I) und 1,0 (Böden der 
Kategorie II) zu berücksichtigen. Für anthropogene Böden besteht keine Ausgleichsverpflichtung. 
Gemäß der o. a. Bewertungsgrundsätze für Eingriffe in Böden ergibt sich demnach folgende Eingriffs-/ 
Ausgleichsermittlung:  
In einer Größenordnung von ca. 534 m² erfolgt eine Neuversiegelung von Boden. Auf einer Fläche von 
ca. 1.059 m² sind Veränderungen der Bodenschichten zu erwarten. 
 
Im Rahmen einer geotechnischen Untersuchung durch das Geotechnische Büro Dr. Leischner GmbH, 
2020 wurden auf dem gesamten Untersuchungsgelände Auffüllungen mit Mutterboden und Sand sowie 
in Teilbereichen Fremdmaterialen mit z.B. Ziegelbruch, Mörtel, Plastik, Braunkohlen gefunden. Darüber 
hinaus liegt Gartennutzung vor. Es ist von anthropogenen Böden innerhalb des Geltungsbereiches 
auszugehen, die nicht ausgleichspflichtig sind. 
 
Insgesamt ergibt sich durch den Eingriff in die Biotopfunktionen ein rechnerischer Ausgleichsbedarf von 
5.274 ökologischen Wertepunkten. 
 

 

 
 
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregungen und Hinweise werden berücksichtigt. 
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3.1 Architekturbüro NRA, im Auftrag des Vorhabenträgers mit E-Mail vom 07.05.2021 
 
 
Der Stadtverwaltung wurde Anfang Mai mitgeteilt, dass bereits ein Bauantrag für die Errichtung eines 
Einfamilienhauses innerhalb des Plangebietes vorbereitet wird.  
 
Es wurde um Prüfung gebeten, ob der Gebäudeentwurf den geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplanes entspricht. Weiterhin wurde angeregt, ggf. noch Änderungen am Bebauungsplan 
vorzunehmen. Geprüft wurden folgende Punkte: 
 
Der Gebäudeentwurf sieht im straßenseitig freiliegenden Untergeschoss (Hanglage) eine Garage vor, 
die geringfügig vorspringt und dadurch die geplante Baugrenze in einer Breite von 6 Metern um 1 Meter 
überschreitet.  
 
Außerdem soll zusätzlich zur Hauptterrasse auf der Westseite des geplanten Wohnhauses, ein kleiner, 
nicht überdachter Freisitz auf der Südseite des Gebäudes errichtet werden. Die Baugrenze wird in 
diesem Fall in einer Breite von gut 3 Metern um ca. 2,4 Meter überschritten. 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf enthält bereits Festsetzungen, die die Überschreitung der Baugrenzen in 
einem definierten Umfang erlauben. 
 
Der Anregung des Vorhabenträgers entsprechend werden die Textlichen Festsetzungen unter Punkt 
1.3. folgendermaßen ergänzt. (Die Ergänzung ist unterstrichen.)  
 
1.3        Überbaubare Grundstücksfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO) 
 
1.3.1    Untergeordnete Gebäudeteile, wie z.B. Dachvorsprünge, Vordächer, Erker, Balkone, 

Hauseingangstreppen und Treppenhäuser sowie Garagen im Untergeschoss dürfen die in der 
Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen um bis zu 1,00 Meter überschreiten. 

 
1.3.2     Terrassen einschließlich ihrer Überdachung und Wintergärten dürfen auf einer Seite der 

überbaubaren Grundstücksfläche, die in der Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen, in einer 
Breite von maximal 6,00 Meter, um bis zu 3,00 Meter überschreiten. Terrassen dürfen auf einer 
weiteren Seite der überbaubaren Grundstücksfläche, die in der Planzeichnung festgesetzten 
Baugrenzen, in einer Breite von maximal 3,50 Meter, um bis zu 2,50 Meter überschreiten. 

 
 
Die Ergänzung unter Punkt 1.3.1 dient der Klarstellung, dass auch der o.g. Vorsprung im Untergeschoss 
untergeordnet ist, die Ergänzung unter Punkt 1.3.2 bezieht sich nur auf die Versiegelung einer kleinen 
Fläche direkt am Gebäude und stellt lediglich eine geringfügige Erweiterung der Möglichkeiten dar.   
 
Eine erneute Auslegung des Planentwurfs ist nicht erforderlich.  
 

 

 

 

Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
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4.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser mit E-Mail vom 16.04.2021 
 
 
 
(…) 
 
ergänzend zu meiner Stellungnahme vom 04.12.2019 folgendes: 
  
Das anfallende Niederschlagswasser der Dachflächen wird direkt in ein Gewässer eingeleitet. 
Deswegen sollte auf die Verwendung von Metalldächern generell verzichtet werden. 
  

Die extensive Begrünung von Flachdachflächen wird von hieraus befürwortet. 
 
 
Freundliche Grüße 
i. V. Michael Bierbaum 
 
STADTBETRIEBE SIEGBURG AöR 
- ein Kommunalunternehmen der KREISSTADT SIEGBURG - 
Fachbereich Abwasser 
Wilhelmstraße 59-61 
53721 Siegburg 
 
 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung : 
 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes wird folgender Hinweis aufgenommen: 
 
Niederschlagswasserbeseitigung / Gewässerschutz 
 
Das Niederschlagswasser soll über den Regenwasserkanal im Bereich des Schwarzdornweges 
gesammelt und dann in den seitlich des Schwarzdornweges verlaufenden Bach eingeleitet werden, der 
in den Kningelbach mündet. Zur Verhinderung von Beeinträchtigungen im Bereich der v.g. Gewässer 
durch Abschwemmungen von Metallen soll im Pangebiet generell auf Metalldächer verzichtet werden. 
Falls dennoch Metalldächer realisiert werden sollen, ist eine Abstimmung mit dem Fachbereich 
Abwasser der Stadtbetriebe Siegburg AöR und der Unteren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises 
erforderlich. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
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4.2. Rhein-Sieg-Kreis mit Schreiben vom 04.05.2021 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zum Thema „Natur-, Landschafts- und Artenschutz“ 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes werden folgende Hinweise zur Beleuchtung und zum Thema 
Vogelschlag aufgenommen. 
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Außenbeleuchtung: 
 
Notwendige Außenbeleuchtungen sollen technisch und konstruktiv so angebracht, mit Leuchtmittel 
versehen und betrieben werden, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor vermeidbaren 
nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen geschützt sind.  
Weitere Informationen können der Info-Broschüre 42 des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen [LANUV-Info 42 (2018) – „Künstliche Außenbeleuchtung – 
Tipps zur Vermeidung und Verminderung störender Lichtimmissionen“] entnommen werden, die der 
Planbegründung als Anlage beigefügt ist.  
 
 
Vogelschlag: 
 
Durch bauliche Maßnahmen kann der Vogelschlag an Glasflächen vermieden werden. Zur Reduktion 
von gefahrvollen Durchsichten und Spiegelungen soll halbtransparentes Glas, hochwirksame 
Markierungen und Abschattungen, insbesondere an risikobehafteten, verglasten Gebäudekanten, 
transparenten Balkongeländern und Wintergärten, verwendet werden. 
 
  
 
 
Zum Thema „Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung“ 
 
Eine wasserrechtliche Erlaubnis des Rhein-Sieg-Kreises zur Einleitung von Niederschlagswasser im 
Bereich des Schwarzdornweges liegt vor (Az. 66.21-321.1.15/2021-0134). Das Plangebiet ist 
Bestandteil der Erlaubnis. Änderungen sind nicht erforderlich.  
 
 
 
 
Zum Thema „Grundwasserschutz“ 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes wird folgender Hinweis aufgenommen: 
 
„Eine Entwässerung von Baugruben sowie eine dauerhafte Ableitung von Grundwasser bedarf einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis. Anträge sind beim Rhein-Sieg-Kreis -Amt für Umwelt- und Naturschutz- 
als Untere Wasserbehörde einzureichen. Mit den Baumaßnahmen darf erst nach Vorlage der 
wasserrechtlichen Bescheide begonnen werden.“ 
 
 
 
 
Zum Thema „Altlasten/Bodenschutz“ 
 
Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt.  
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4.3 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 - Luftverkehr mit Schreiben vom 04.05.2021 
 
 

 

Luftrechtliche Stellungnahme - Bebauungsplan Nr. 73/5 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Plangebiet liegt unter dem Bauschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn, Anflugsektoren der 

Betriebsrichtungen 32 L/R. Der Bauschutzbereich wäre ab einer Höhe von 168 m über NHN 

betroffen, sodass diesbezüglich keine Bedenken bestehen. 

 

Auf die Lage in der Nacht-Schutzzone des gesetzlichen Lärmschutzbereichs des Flughafens und die 

Belastungen durch Fluglärm im Plangebiet weise ich hin. Gemäß § 6 Gesetz zum Schutz gegen 

Fluglärm dürfen Wohnungen in der Nacht-Schutzzone nur errichtet werden, sofern sie den nach § 7 

dieses Gesetzes festgesetzten Schallschutzanforderungen genügen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Jens Karrenberg 

 

 
 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 - Luftverkehr 

Am Bonneshof 35 

40474 Düsseldorf 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die vorhandenen Geräuschimmissionen 
(Straßenverkehrslärm, Fluglärm und Sportplatzgeräusche) untersucht. Das Untersuchungsergebnis 
wurde in einem schalltechnischen Gutachten dokumentiert. In die Bebauungsplanunterlagen wurden 
Hinweise zum Thema Fluglärm aufgenommen und passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. 
 
Die im Schreiben der Bezirksregierung aufgeführten Bedingungen sind erfüllt. Eine Abwägung ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 

 

Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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4.4 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis mit Schreiben vom 17.05.2021 
 
 
 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zum Thema „Verrohrung“:   Keine Abwägung erforderlich. 
 
Zum Thema „Niederschlagswasserbeseitigung“: 
Eine wasserrechtliche Erlaubnis des Rhein-Sieg-Kreises zur Einleitung von Niederschlagswasser liegt 
vor (Az. 66.21-321.1.15/2021-0134). Das Plangebiet ist Bestandteil der Erlaubnis. Änderungen sind 
nicht erforderlich.  
 
 
 

Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 


